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(Nr. 10509.) Geſetz, betreffend die Wechſelproteſtſtunden. Vom 1. Juni 1904. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen u. 


verordnen unter Zuſtimmung der beiden Häuſer des Landtags Unſerer Monarchie, 
was folgt: 
81. 


Wechſelproteſte dürfen nur von 9 Uhr Vormittags bis 6 Uhr Abends, 
zu einer früheren oder ſpäteren Tageszeit aber nur mit Einwilligung des Pro⸗ 
teſtaten erhoben werden. Die Einwilligung muß ausdrücklich erklärt fein; fie iſt 
in dem Proteſte zu beurkunden. 

$.2. 

Dieſes Geſetz tritt mit dem 1. Juli 1904 in Kraft. 

Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 

Gegeben Berlin, Schloß, den 1. Juni 1904. 


(I. S.) Wilhelm. 


Gr. v. Bülow. Schönſtedt. Gr. v. Poſadowsky. v. Tirpitz. 
Frhr. v. Rheinbaben. v. Podbielski. Frhr. v. Hammerſtein. 
Möller. v. Budde. v. Einem. 


Geſetz-Samml. 1904. (Nr. 10509 — 10511.) 18 
Ausgegeben zu Berlin den 9. Juni 1904. 
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(Nr 10510.) Geſetz, betreffend die Erweiterung des Stadtkreiſes Bonn. Vom 1. Juni 1904. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen ze. 


verordnen mit Zuſtimmung beider Häuſer des Landtags Unſerer Monarchie, 
was folgt: i 
Einziger Paragraph. 
Die Landgemeinden Poppelsdorf, Keſſenich, Endenich und Dottendorf 
werden vom 1. April 1904 ab, unter Abtrennung von dem Landkreiſe Bonn, 
mit der Stadtgemeinde und dem Stadtkreiſe Bonn nach Maßgabe der in den 


Anlagen unter Nr. J bis IV abgedruckten Verträge vom 5. Auguſt 1903 vereinigt. 
, 


Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 


Gegeben Berlin, Schloß, den 1. Juni 1904. 


(L. S.) Wilhelm. 


Gr. v. Bülow. Schönſtedt. Gr. v. Poſadowsky. v. Tirpitz. 
Frhr. v. Rheinbaben. Frhr. v. Hammerſtein. Möller. v. Budde. 


Anlage I. 


Zwischen der Stadt Bonn, vertreten durch den Oberbürgermeiſter Wilhelm 
Spiritus in Bonn einerſeits, und der Landgemeinde Poppelsdorf, vertreten durch 
den Bürgermeiſter Wilhelm Bennauer und den Gemeindevorſteher Johann Natter, 
beide in Poppelsdorf, andererſeits, iſt auf Grund der Beſchlüſſe der Stadt⸗ 
verordnetenverſammlung in Bonn vom 25. April 1902 und 31. Juli 1903 ſowie 
des Gemeinderats in Poppelsdorf vom 19. November 1901 und 28. Juli 1903 
nachſtehender Vertrag abgeſchloſſen worden: 


§1. 

Vom 1. April 1904 ab wird die Landgemeinde Poppelsdorf von dem 
Landkreiſe Bonn getrennt und mit dem Stadtkreiſe Bonn, unter einer einheit⸗ 
lichen Verwaltung, vereinigt. 

Die Einwohner von Bonn und Poppelsdorf werden von dem Tage der 
Vereinigung an hinſichtlich aller Rechte und Pflichten, welche mit der Gemeinde⸗ 
angehörigkeit verknüpft find, ſowie rückſichtlich der Benutzung der beiderſeitigen 
Gemeindeanſtalten und Einrichtungen einander gleichgeſtellt, ſoweit nicht im nach⸗ 
ſtehenden Abweichendes beſtimmt ift. 


982. 

Das geſamte bewegliche und unbewegliche Vermögen beider Gemeinden 
wird bei der kommunalen Vereinigung in Aktiven und Paſſiven zu einem einzigen 
Ganzen verſchmolzen. 

Die erweiterte Stadtgemeinde Bonn tritt ſomit in alle privatrechtlichen 
Befugniſſe und Verbindlichkeiten der Gemeinde Poppelsdorf als deren Rechts⸗ 
nachfolgerin ein. 

Hierdurch werden jedoch die beſonderen Beſtimmungen von Stiftungen 
nicht berührt, vielmehr bleibt das Stiftungsvermögen beider Gemeinden den 
ſtiftungsmäßigen Zwecken nach wie vor erhalten. 


§ 3. 

Mit dem Tage der Vereinigung übernimmt die Stadtverwaltung von 
Bonn die Verwaltung der Gemeindeangelegenheiten von Poppelsdorf ſowie die 
dem Gemeindevorſtande daſelbſt zugewieſenen ſtaatlichen Obliegenheiten. Die 
Stadtverwaltung von Bonn tritt in alle diejenigen Rechte und Pflichten ein, 
welche nach Geſetz oder auf Grund beſonderer Rechtstitel der Gemeindeverwaltung 
von Poppelsdorf zuſtehen oder obliegen. 


GA 

Die in Bonn geltenden Polizeiverordnungen, Ortsſtatute, Regulative, Steuer⸗ 
ordnungen, Stadtverordnetenbeſchlüſſe und ſonſtigen Beſtimmungen erhalten in 
Poppelsdorf Wirkſamkeit, ſoweit in dieſem Vertrage nicht Abweichendes 
beſtimmt wird. 

Der Oberbürgermeiſter zu Bonn hat, ſoweit erforderlich, die Anordnungen 
zum Zwecke der Einführung der Bonner Polizeiverordnungen, Ortsſtatute, 
Regulative, Steuerordnungen, Stadtverordnetenbeſchlüſſe und ſonſtigen Beſtim⸗ 
mungen für Poppelsdorf zu treffen. 

Von dem Tage der Einführung der Bonner Beſtimmungen an verlieren 
die entſprechenden bisherigen Polizeiverordnungen, Ortsſtatute, Regulative „Steuer⸗ 
ordnungen, Gemeinderatsbeſchlüſſe und ſonſtigen Beſtimmungen von Poppelsdorf 
ihre Geltung. 

Der von der Stadtverordnetenverſammlung zu Bonn unterm 22. Oktober 
1888 gefaßte Beſchluß über den Schlachtzwang ſoll bis auf weiteres für Poppels⸗ 
dorf nur Gültigkeit bezüglich des gewerbsmäßigen Schlachtens haben. 


$ 5. 

Zum Zwecke der Wahlen für die Stadtverordnetenverſammlung bilden die 
jetzige Stadtgemeinde Bonn einerſeits und die Landgemeinden Poppelsdorf, 
Keſſenich, Endenich und Dottendorf anderſeits bis zum 1. Januar 1917 je 
einen beſonderen Wahlbezirk. 

18° 


Auf den Wahlbezirk der jetzigen Stadtgemeinde Bonn entfallen 30 Stadt: 
verordnete, auf denjenigen der Landgemeinden Poppelsdorf, Keſſenich, Endenich 
und Dottendorf 9 Stadtverordnete, und zwar je ein Drittel für jede Abteilung. 

Die Wahlen finden in den beiden Wahlbezirken gleichzeitig ftatt. 

Von den in dem Wahlbezirke der Landgemeinden erſtmalig gewählten 
9 Stadtverordneten ſcheidet aus jeder Abteilung je einer nach zwei Jahren und 
je einer nach vier Jahren aus. 

Die Ausſcheidenden werden durch das Los beſtimmt. 

In dem Wahlbezirke der Landgemeinden erhält das für den Wahlbezirk 
der Stadtgemeinde Bonn geltende Ortsſtatut, betreffend die Bildung der Wähler— 
abteilungen bei den Gemeindewahlen, vom 10. Januar 1901 keine Wirkſamkeit / 
vielmehr behält es für erſteren Bezirk bei den Beſtimmungen des Geſetzes vom 
30. Juni 1900 Geſetz-Samml. S. 185) fein Bewenden. 

Da die erſten regelmäßigen Ergänzungswahlen zur Stadtverordneten— 
verſammlung erſt im November 1905 ſtattfinden und die hierbei gewählten 
Stadtverordneten erſt mit Anfang des Jahres 1906 ihr Amt antreten, wählt 
der Gemeinderat von Poppelsdorf für die Übergangszeit drei Stadtverordnete 
aus ſeiner Mitte, deren Amtszeit bis Ende des Jahres 1905 dauert. Von den 
zu Wählenden muß je einer aus den Gemeindewahlen der erſten, zweiten und 
dritten Klaſſe hervorgegangen ſein. a 


§ 6. 
Den gemäß H von den Landgemeinden gewählten Stadtverordneten wird 
eine entſprechende Beteiligung an den ſtädtiſchen Kommiſſionen eingeräumt. 


§ 7. 

Die Stadt Bonn verpflichtet ſich, innerhalb eines Zeitraums von fünf 
Jahren nach der erfolgten Vereinigung beider Gemeinden in folgenden Straßen 
in Poppelsdorf Kanäle zur Ausführung zu bringen, und zwar in: 

a) der Moltkeſtraße von der Gemeindegrenze bis zur Argelanderſtraße, 

b) der Argelanderſtraße von der Gemeindegrenze bis zur Reuterſtraße, 

e) der verlängerten Argelanderſtraße von der Reuterſtraße bis zur Keſſe⸗ 

nicherſtraße, 

d) der Keſſenicherſtraße von der verlängerten Argelanderſtraße bis zur 

Kirſchallee, 5 

e) der Ermekeilſtraße, 

f) der Louiſenſtraße von der Reuterſtraße bis in Höhe der Schützenvilla, 

8) der Roonſtraße von der Argelanderſtraße bis zur Schloßſtraße, 

h) der Blücherſtraße vom Jagdwege bis zu der verlängerten Argelanderſtraße, 

i) der Kurfürſtenſtraße von der Argelanderſtraße bis zur Reuterſtraße, 

k) dem Jagdwege von der Reuterſtraße bis zur Keſſenicherſtraße, 

J) der Kirſchallee von der Friedrichſtraße bis zum Burggarten, 
m) der Reuterſtraße von der Friedrichſtraße bis zum Jagdwege, 


gs S N 
n Se Friedrichſtraße, 

Adem Venusbergerwege, 

p) der Schloßſtraße, 

q) der Straße am Weiher, 

r) der Straße Grüner Weg, 

s) der Meckenheimerſtraße vom Jägerhofe bis zu dem bereits vorhandenen 

ſtädtiſchen Kanale. 8 

Von dieſen Kanälen ſollen die zu b, e, d, i, k und s zunächſt ausgebaut 

werden. 2 
$ 8. 

Der Friedhof zu Poppelsdorf dient nach der Eingemeindung zur Beerdi⸗ 
gung der im bisherigen Gemeindebezirke Poppelsdorf verſtorbenen Perſonen. 
Aus dem bisherigen Gebiete der Stadt Bonn dürfen nach näherer Anordnung 
der ſtädtiſchen Verwaltung in Bonn auf dieſem Friedhofe nur ſolche Verſtorbene 
beerdigt werden, welche in dem weſtlich der Staatseiſenbahnlinie Cöln Coblenz 
gelegenen Stadtteile wohnten. 

Gegenwärtiger Vertrag wurde in zwei Exemplaren aufgenommen, ge 
nehmigt und unterſchrieben. 


Bonn, den 5. Auguſt 1903. 


Der Oberbürgermeiſter. 
(L. S.) Spiritus. 


Poppelsdorf, den 5. Auguſt 1903. 


Der Bürgermeiſter Der Gemeindevorſteher 
von Poppelsdorf. 
(L. S.) Bennauer. (L. S.) Natter. 
Aulage ll. 


Juſchen der Stadt Bonn, vertreten durch den Oberbürgermeiſter Wilhelm 
Spiritus in Bonn einerſeits und der Landgemeinde Keſſenich, vertreten durch den 
Beigeordneten Heinrich Lücker in Poppelsdorf und den Gemeindevorſteher 
Heinrich Otten in Keſſenich andererſeits, iſt auf Grund der Beſchlüſſe der Stadt⸗ 
verordnetenverſammlung in Bonn vom 25. April 1902 und 31. Juli 1903 


ſowie des Gemeinderats in Keſſenich vom 11. Januar 1902 und 28. Juli 1903 
nachſtehender Vertrag abgeſchloſſen worden: 
ve 

Vom 1. April 1904 ab wird die Landgemeinde Keſſenich von dem Land⸗ 
kreiſe Bonn getrennt und mit dem Stadtkreiſe Bonn, unter einer einheitlichen 
Verwaltung, vereinigt. 

Die Einwohner von Bonn und Keſſenich werden von dem Tage der 
Vereinigung an hinſichtlich aller Rechte und Pflichten, welche mit der Gemeinde— 
angehörigkeit verknüpft ſind, ſowie rückſichtlich der Benutzung der beiderſeitigen 
Gemeindeanſtalten und Einrichtungen einander gleichgeſtellt, ſoweit nicht im nach⸗ 
ſtehenden Abweichendes beftimmt iſt. 5 

2. 

Das geſamte bewegliche und unbewegliche Vermögen beider Gemeinden 
wird bei der kommunalen Vereinigung in Aktiven und Paſſiven zu einem einzigen 
Ganzen verſchmolzen. 5 

Die erweiterte Stadtgemeinde Bonn tritt ſomit in alle privatrechtlichen 
Befugniſſe und Verbindlichkeiten der Gemeinde Keſſenich als deren Rechtsnach⸗ 
folgerin ein. 

- Hierdurch werden jedoch die beſonderen Beſtimmungen von Stiftungen nicht 
berührt, vielmehr bleibt das Stiftungsvermögen beider Gemeinden den ſtiftungs⸗ 
mäßigen Zwecken nach wie vor erhalten. 


§ 3. 

Mit dem Tage der Vereinigung übernimmt die Stadtverwaltung von 
Bonn die Verwaltung der Gemeindeangelegenheiten von Keffenich ſowie die dem 
Gemeindevorſtande daſelbſt zugewieſenen ſtaatlichen Obliegenheiten. Die Stadt⸗ 
verwaltung von Bonn tritt in alle diejenigen Rechte und Pflichten ein, welche 
nach Geſetz oder auf Grund beſonderer Rechtstitel der Gemeindeverwaltung von 
Keſſenich zuſtehen oder obliegen. 

§ 4. 

Die in Bonn geltenden Polizeiverordnungen, Ortsſtatute, Regulative, 
Steuerordnungen, Stadtverordnetenbeſchlüſſe und ſonſtigen Beſtimmungen erhalten 
in Keſſenich Wirkſamkeit, ſoweit in dieſem Vertrage nicht Abweichendes be— 
ſtimmt wird. 

Der Oberbürgermeifter zu Bonn hat, ſoweit erforderlich, die Anordnungen 
zum Zwecke der Einführung der Bonner Polizeiverordnungen, Ortsſtatute, Re⸗ 
gulative, Steuerordnungen, Stadtverordnetenbeſchlüſſe und ſonſtigen Beſtimmungen 
für Keſſenich zu treffen. 

Von dem Tage der Einführung der Bonner Beſtimmungen an verlieren 
die entſprechenden bisherigen Polizeiverordnungen, Ortsſtatute, Regulative, 
Steuerordnungen, Gemeinderatsbeſchlüſſe und ſonſtigen Beſtimmungen von 
Keſſenich ihre Geltung. 2 8 


ee 


Der von der Stadtverordnetenverſammlung zu Bonn unterm 22. Oktober 
1888 gefaßte Beſchluß über den Schlachtzwang ſoll bis auf weiteres für Keſſenich 
nur Gültigkeit bezüglich des gewerbsmäßigen Schlachtens haben. 

Es ſoll jedoch den Metzgern geſtattet ſein, noch ein Jahr nach erfolgter 
Eingemeindung in ihren Schlachthäuſern zu ſchlachten, ſofern dieſe den polizei⸗ 
lichen Vorſchriften entſprechen. 5 

Die Lehrer und Lehrerinnen an den öffentlichen Volksſchulen in Keſſenich 
werden vom Tage der Vereinigung beider Gemeinden ab in ihrem Dienftein- 
kommen den Lehrern und Lehrerinnen in Grau⸗-Rheindorf gleichgeftellt. 


§ 5. 

Zum Zwecke der Wahlen für die Stadtverordnetenverſammlung bilden die 
jetzige Stadtgemeinde Bonn einerſeits und die Landgemeinden Poppelsdorf, Keſſe— 
nich, Endenich und Dottendorf andererſeits bis zum 1. Januar 1917 je einen be- 
ſonderen Wahlbezirk. 

Auf den Wahlbezirk der jetzigen Stadtgemeinde Bonn entfallen 30 Stadt⸗ 
verordnete, auf denjenigen der Landgemeinden Poppelsdorf, Keſſenich, Endenich 
und Dottendorf 9 Stadtverordnete, und zwar je ein Drittel für jede Abteilung. 

Die Wahlen finden in den beiden Wahlbezirken gleichzeitig ftatt. 

Von den in dem Wahlbezirke der Landgemeinden erſtmalig gewählten 
I Stadtwerordneten ſcheidet aus jeder Abteilung je einer nach zwei Jahren und 
je einer nach vier Jahren aus. 

Die Ausſcheidenden werden durch das Los beſtimmt. 

In dem Wahlbezirke der Landgemeinden erhält das für den Wahlbezirk 
der Stadtgemeinde Bonn geltende Ortsſtatut, betreffend die Bildung der Wähler⸗ 
abteilungen bei den Gemeindewahlen, vom 10. Januar 1901 keine Wirkſamkeit 
vielmehr behält es für erſteren Bezirk bei den Beſtimmungen des Geſetzes vom 
30. Juni 1900 (Gefeß-Samml. S. 185) fein Bewenden. 

Da die erſten regelmäßigen Ergänzungswahlen zur Stadtverordnetenver- 
ſammlung erſt im November 1905 ſtattfinden und die hierbei gewählten Stadt⸗ 
verordneten erſt mit Anfang des Jahres 1906 ihr Amt antreten, wählt der 
Gemeinderat von Keffenich für die Übergangszeit drei Stadtverordnete aus feiner 
Mitte, deren Amtszeit bis Ende des Jahres 1905 dauert. Von den zu Wählen⸗ 
den muß je einer aus den Gemeindewahlen der erſten, zweiten und dritten Klaſſe 
hervorgegangen ſein. 


Den gemäß $ 5 von den Landgemeinden gewählten Stadtverordneten wird 
eine entſprechende Beteiligung an den ſtädtiſchen Kommiſſionen eingeräumt. 


§ 7. 
Die Stadt Bonn verpflichtet ſich nach erfolgter Vereinigung beider Ge⸗ 
meinden zu folgenden Leiſtungen: 
a) Über das hinzugekommene Gebiet von Keſſenich wird ein Bebauungs⸗ 
und Kanaliſationsplan aufgeftellt. 


b) Der Ausbau der Schumannſtraße zwiſchen Reuterweg und Pützgaſſe 
in Keſſenich ſoll ſofort in Angriff genommen und ſo gefördert werden, 
daß derſelbe, vom Tage der Vereinigung an gerechnet, in fünf Jahren 
für den Verkehr und Anbau fertiggeſtellt iſt. 

Es wird alsbald, längſtens binnen drei Jahren, ein Kanal vom 
Rheinweg durch die Kreuzſtraße, Marienſtraße bis zur Mechenſtraße 
hergeſtellt. Nach Fertigſtellung der Kanäle durch den Rheinweg und 
die Schumannſtraße ſoll das Tagewaſſer der Pütz⸗, Mechen- und 
Burgſtraße, ſoweit es die natürlichen Höhenverhältniſſe geſtatten, ober⸗ 
irdiſch in vorgenannte Stammkanäle abgeleitet werden. 


€ 


— 


.$8. 

Der Friedhof zu Keffenich dient nach der Vereinigung der beiden Gemeinden 
nach wie vor zur Beerdigung der im bisherigen Gemeindebezirke Keſſenich ver- 
ſtorbenen Perſonen. Aus dem bisherigen Gebiete der Stadt Bonn dürfen nach 
näherer Anordnung der ſtädtiſchen Verwaltung in Bonn auf dieſen Friedhof nur 
ſolche Verſtorbene beerdigt werden, welche in dem weſtlich der Staatsbahn 
Cöln-Coblenz und in dem nördlich von Keſſenich und zwar von der Staats⸗ 
bahn bis zur Gemeindegrenze von Poppelsdorf liegenden Stadtteile wohnten. 
Die Grenze in dieſem nördlichen Teile bilden die Weber- und Moltkeſtraße; fie 
gehören, wie auch der zu Bonn zählende Teil des Rheinwegs, mit zum 
Beerdigungsbezirke von Keſſenich. 

Gegenwärtiger Vertrag wurde in zwei Exemplaren aufgenommen genehmigt 
und unterſchrieben. 


Bonn, den 5. Auguſt 1903. 
Der Oberbürgermeiſter. 
(L. S.) Spiritus. 
Poppelsdorf, den 5. Auguſt 1903. 
Der Bürgermeiſter. 
J. V. 


Der Beigeordnete. 
(L. S.) Lücker. 


Keſſenich, den 5. Auguſt 1903. 


Der Gemeindevorſteher von Keſſenich. 
(L. S.) Otten. 


ischen der Stadt Bonn, vertreten durch den Oberbürgermeiſter Wilhelm 
Spiritus in Bonn einerſeits, und der Landgemeinde Endenich, vertreten durch 
den Bürgermeiſter Wilhelm Bennauer in Poppelsdorf und den Gemeindevorſteher 
Wilhelm Hubert Stahl in Endenich andererſeits, iſt auf Grund der Beſchlüſſe der 
Stadtverordnetenverſammlung in Bonn vom 25. April 1902 und 31. Juli 1903 
ſowie des Gemeinderats zu Endenich vom 20. März 1902 und 30. Juli 1903 
nachſtehender Vertrag abgeſchloſſen worden: 


ya 

Vom 1. April 1904 ab wird die Landgemeinde Endenich von dem Land— 
kreiſe Bonn getrennt und mit dem Stadtkreiſe Bonn, unter einer einheitlichen 
Verwaltung, vereinigt. 

Die Einwohner von Bonn und Endenich werden von dem Tage der Ver: 
einigung an hinſichtlich aller Rechte und Pflichten, welche mit der Gemeinde— 
angehörigkeit verknüpft find, ſowie rückſichtlich der Benutzung der beiderſeitigen 
Gemeindeanſtalten und Einrichtungen einander gleichgeſtellt, ſoweit nicht im nach— 
ſtehenden Abweichendes beſtimmt iſt. 

9 


Das geſamte bewegliche und unbewegliche Vermögen beider Gemeinden 
wird bei der kommunalen Vereinigung in Aktiven und Paſſiven zu einem einzigen 
Ganzen verſchmolzen. 

Die erweiterte Stadtgemeinde Bonn tritt ſomit in alle privatrechtlichen 
Befugniſſe und Verbindlichkeiten der Gemeinde Endenich als deren Rechtsnach⸗ 
folgerin ein. 

Hierdurch werden jedoch die beſonderen Beſtimmungen von Stiftungen 
nicht berührt, vielmehr bleibt das Stiftungsvermögen beider Gemeinden den 
ſtiftungsmäßigen Zwecken nach wie vor erhalten. 


$ 3. 

Mit dem Tage der Vereinigung übernimmt die Stadtverwaltung von 
Bonn die Verwaltung der Gemeindeangelegenheiten von Endenich ſowie die dem 
Gemeindevorſtande daſelbſt zugewieſenen ſtaatlichen Obliegenheiten. Die Stadt⸗ 
verwaltung von Bonn tritt in alle diejenigen Rechte und Pflichten ein, welche 
nach Geſetz oder auf Grund beſonderer Rechtstitel der Gemeindeverwaltung von 
Endenich zuſtehen oder obliegen. 

§4. 


Die in Bonn geltenden Polizeiverordnungen, Ortsſtatute, Regulative, Steuer⸗ 
ordnungen, Stadtverordnetenbeſchlüſſe und ſonſtigen Beſtimmungen erhalten in 
Endenich Wirkſamkeit, ſoweit in dieſem Vertrage nicht Abweichendes beſtimmt wird. 

Geſeh -Samml. 1904. (Nr. 10510105119 19 


Der Oberbürgermeiſter zu Bonn hat, foweit erforderlich, die Anordnungen 
zum Zwecke der Einführung der Bonner Polizeiverordnungen, Ortsſtatute, Res 
gulative, Steuerordnungen, Stadtverordnetenbeſchlüſſe und fonftigen Beſtimmungen 
für Endenich zu treffen. 

Von dem Tage der Einführung der Bonner Beſtimmungen an verlieren 
die entſprechenden bisherigen Polizeiverordnungen, Ortsſtatute, Regulative, Steuer⸗ 
ordnungen, Gemeinderatsbeſchlüſſe und ſonſtigen Beſtimmungen von Endenich 
ihre Geltung. 

Der von der Stadtverordnetenverſammlung zu Bonn unterm 22. Oktober 
1888 gefaßte Beſchluß über den Schlachtzwang ſoll bis auf weiteres für Endenich 
nur Gültigkeit bezüglich des gewerbsmäßigen Schlachtens haben. 

Die Lehrer und Lehrerinnen an der öffentlichen Volksſchule in Endenich 
werden vom Tage der Vereinigung beider Gemeinden den Lehrern und Lehre⸗ 
rinnen in Grau-⸗Rheindorf gleichgeſtellt. 


8 5. 

Zum Zwecke der Wahlen für die Stadtverordnetenverſammlung bilden die 
jezige Stadtgemeinde Bonn einerſeits und die Landgemeinden Poppelsdorf, 
Keſſenich, Endenich und Dottendorf andererſeits bis zum 1. Januar 1917 je 
einen beſonderen Wahlbezirk. 

Auf den Wahlbezirk der jetzigen Stadtgemeinde Bonn entfallen 30 Stadt⸗ 
verordnete, auf denjenigen der Landgemeinden Poppelsdorf, Keſſenich, Endenich 
und Dottendorf 9 Stadtverordnete, und zwar je ein Drittel für jede Abteilung. 

Die Wahlen finden in den beiden Wahlbezirken gleichzeitig ſtatt. 

Von den in dem Wahlbezirke der Landgemeinden erſtmalig gewählten 
9 Stadtverordneten ſcheidet aus jeder Abteilung je einer nach zwei Jahren und 
je einer nach vier Jahren aus. 

Die Ausſcheidenden werden durch das Los beſtimmt. 

In dem Wahlbezirke der Landgemeinden erhält das für den Wahlbezirk 
der Stadtgemeinde Bonn geltende Ortsſtatut, betreffend die Bildung der Wähler⸗ 
abteilungen bei den Gemeindewahlen, vom 10. Januar 1901 keine Wirkſamkeit; 
vielmehr behält es für erſteren Bezirk bei den Beſtimmungen des Geſetzes vom 
30. Juni 1900 (Geſetz-Samml. S. 185) fein Bewenden. 

Da die erſten regelmäßigen Ergänzungswahlen zur Stadtverordnetenver⸗ 
ſammlung erſt im November 1905 ftattfinden und die hierbei gewählten Stadt⸗ 
verordneten erſt mit Anfang des Jahres 1906 ihr Amt antreten, wählt der 
Gemeinderat von Endenich für die Übergangszeit drei Stadtverordnete aus feiner 
Mitte, deren Amtszeit bis Ende des Jahres 1905 dauert. Von den zu Wählenden 
muß je einer aus den Gemeindewahlen der erſten, zweiten und dritten Klaſſe 
hervorgegangen ſein. 

i $ 6. 

Den gemäß $ 5 von den Landgemeinden gewählten Stadtverordneten wird 

eine entſprechende Beteiligung an den ſtädtiſchen Kommiſſionen eingeräumt. 


7 
Die Stadt Bonn verpflichtet ſich nach erfolgter Vereinigung beider Ge- 
meinden zu folgenden Leiſtungen: 5 


a) Über das hinzugekommene Gebiet von Endenich wird ein Bebauungs⸗ 
und Kanaliſationsplan aufgeſtellt. 

p) Die Talſtraße in Endenich zwiſchen Endenicher Allee und Poppels⸗ 
dorferſtraße ſoll nach einem noch feſtzuſtellenden Fluchtlinienplan in 
einer Breite von 12 Metern und zwar einer makadamiſierten 7 Meter 
breiten Fahrbahn mit Bordſteinen und gepflaſterter Rinne, ſowie zwei 
je 2,50 Meter breiten bekieſten Schrittwegen ausgebaut und ſollen die 
Tagewäſſer aus der Talſtraße derart unterirdiſch abgeführt werden, 
daß auch diejenigen Tagewäſſer der Poppelsdorferſtraße, welche ſich 
an der Einmündung der Talſtraße in letztere ſammeln, mit abgeleitet 
werden. 

e) Die verlängerte Immenburgerſtraße in Endenich zwiſchen ſtädtiſchem 
Schlachthof und Pfaffenweiherweg ſoll in einer Breite von 12 Metern 
und zwar einer 7 Meter breiten makadamiſierten Fahrbahn mit Bord— 
ſteinen und gepflaſterter Rinne, ſowie zwei je 2½ Meter breiten be— 
kieſten Schrittwegen ausgebaut werden. 

Die Stadt Bonn verpflichtet ſich nach Inkrafttreten der Ein⸗ 
gemeindung von Endenich alsbald diejenigen Maßnahmen zu treffen 
und durchzuführen, welche zur Beſchaffung der zur Erbreiterung der 
vorſtehend genannten Talſtraße und Immenburgerſtraße auf 12 Meter 
notwendigen Grundfläche erforderlich ſind. 

Nachdem das Eigentum dieſer Grundflächen auf die Stadt Bonn 
übergegangen iſt, ſoll der Ausbau dieſer Straßen, wie vorſtehend an⸗ 
gegeben, ſofort in Angriff genommen und von dieſem Zeitpunkt an 
in längſtens zwei Jahren beendigt werden. 

d) Der Kanal in der Endenicherſtraße ſoll innerhalb zweier Jahre bis 
zur Einmündung der verlängerten Nußallee in erſtere Straße ver⸗ 
längert werden. 

e) Für die Abführung der Tagewäſſer an der Ecke der Bonnerſtraße und 
Frohngaſſe ſoll beſtens geſorgt werden, ſoweit ſolches ohne Kanaliſation 
möglich iſt. 


88. 


Der Friedhof zu Endenich dient nach der Vereinigung der beiden Ge— 
meinden nach wie vor zur Beerdigung der im bisherigen Gemeindebezirk Endenich 
verſtorbenen Perſonen. 

Aus dem bisherigen Gebiete der Stadt Bonn dürfen nach näherer An⸗ 
ordnung der ſtädtiſchen Verwaltung in Bonn auf dieſem Friedhofe nur ſolche 
Verſtorbene beerdigt werden, welche weſtlich der Humboldtſtraße, des Teiles der 

192 


Baumſchuler Allee zwiſchen Humboldtſtraße und Jagdweg, des Jagdwegs und 
daran anſchließend der Staatsbahn Cöln-Coblenz wohnten. 

Gegenwärtiger Vertrag wurde in zwei Exemplaren aufgenommen, ge— 
nehmigt und unterſchrieben. 


Bonn, den 5. Auguſt 1903. 


Der Oberbürgermeiſter. 
(L. S.) Spiritus. 


Poppelsdorf, den 5. Auguſt 1903. 


Der Bürgermeiſter. 
(L. S.) Bennauer. 


Endenich, den 5. Auguſt 1903. 


Der Gemeindevorſteher von Endenich. 
(L. S.) Stahl. 


Anlage IV. 


A) 

Dwifchen der Stadt Bonn, vertreten durch den Oberbürgermeiſter Wilhelm Spiritus 
in Bonn einerſeits, und der Landgemeinde Dottendorf, vertreten durch den Bei— 
geordneten Heinrich Lücker in Poppelsdorf und den Gemeindevorſteher Friedrich 
Paul Mönkemöller in Dottendorf andererſeits, iſt auf Grund der Beſchlüſſe der 
Stadtverordnetenverſammlung in Bonn vom 3. Oktober 1902 und 31. Juli 1903 
ſowie des Gemeinderats in Dottendorf vom 4. Juli 1902, 4. Auguſt 1902 und 
4. Auguſt 1903 nachſtehender Vertrag abgeſchloſſen worden: 


b SL 

Vom 1. April 1904 ab wird die Landgemeinde Dottendorf von dem Land— 
kreiſe Bonn getrennt und mit dem Stadtkreiſe Bonn, unter einer einheitlichen 
Verwaltung, vereinigt. 

Die Einwohner von Bonn und Dottendorf werden von dem Tage der 
Vereinigung an hinſichtlich aller Rechte und Pflichten, welche mit der Gemeinde— 
angehörigkeit verknüpft ſind, ſowie rückſichtlich der Benutzung der beiderſeitigen 
Gemeindeanſtalten und Einrichtungen einander gleichgeftellt, ſoweit nicht im nach⸗ 
ſtehenden Abweichendes beſtimmt iſt. 


$ 2. 

Das geſamte bewegliche und unbewegliche Vermögen beider Gemeinden 
wird bei der kommunalen Vereinigung in Aktiven und Paſſiven zu einem einzigen 
Ganzen verſchmolzen. 

Die erweiterte Stadtgemeinde Bonn tritt ſomit in alle privatrechtlichen 
Vefugniſſe und Verbindlichkeiten der Gemeinde Dottendorf als deren Rechts- 
nachfolgerin ein. 

Hierdurch werden jedoch die beſonderen Beſtimmungen von Stiftungen 
nicht berührt; vielmehr bleibt das Stiftungsvermögen beider Gemeinden den 
ſtiftungsmäßigen Zwecken nach wie vor erhalten. 


i § 3. 

Mit dem Tage der Vereinigung übernimmt die Stadtverwaltung von 
Bonn die Verwaltung der Gemeindeangelegenheiten von Dottendorf ſowie die 
dem Gemeindevorſtande daſelbſt zugewieſenen ſtaatlichen Obliegenheiten. Die 
Stadtverwaltung von Bonn tritt in alle diejenigen Rechte und Pflichten ein, 
welche nach Geſetz oder auf Grund beſonderer Rechtstitel der Gemeindeverwaltung 
von Dottendorf zuſtehen oder obliegen. 


§ 4. 

Die in Bonn geltenden Polizeiverordnungen, Ortsſtatute, Regulative, 
Steuerordnungen, Stadtverordnetenbeſchlüſſe und ſonſtigen Beſtimmungen erhalten 
in Dottendorf Wirkſamkeit, ſoweit in dieſem Vertrage nicht Abweichendes be- 
ſtimmt wird. 

Der Oberbürgermeiſter zu Bonn hat, ſoweit erforderlich, die Anordnungen 
zum Zwecke der Einführung der Bonner Polizeiverordnungen, Ortsſtatute, Re⸗ 
gulative, Steuerordnungen, Stadtverordnetenbeſchlüſſe und ſonſtigen Beſtimmungen 
für Dottendorf zu treffen. 

Von dem Tage der Einführung der Bonner Beſtimmungen an verlieren 
die entſprechenden bisherigen Polizeiverordnungen, Ortsſtatute, Regulative, Steuer⸗ 
ordnungen, Gemeinderatsbeſchlüſſe und ſonſtigen Beſtimmungen von Dottendorf 
ihre Geltung. 

Der von der Stadtperordnetenverſammlung zu Bonn unterm 22. Oktober 
1888 gefaßte Beſchluß über den Schlachtzwang ſoll bis auf weiteres für 
Dottendorf nur Gültigkeit bezüglich des gewerbsmäßigen Schlachtens haben. 

Es ſoll jedoch den Metzgern geſtattet ſein, noch ein Jahr nach erfolgter 
Eingemeindung in ihren Schlachthäuſern zu ſchlachten, ſofern dieſe den poli⸗ 
zeilichen Vorſchriften entſprechen. 

§ 5. 


i Zum Zwecke der Wahlen für die Stadtverordnetenverſammlung bilden die 
jetzige Stadtgemeinde Bonn einerſeits und die Landgemeinden Poppelsdorf, 
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Keſſenich, Endenich und Dottendorf anderſeits bis zum 1. Januar 1917 je einen 
beſonderen Wahlbezirk. 

Auf den Wahlbezirk der jetzigen Stadtgemeinde Bonn entfallen 30 Stadt⸗ 
verordnete, auf denjenigen der Landgemeinden Poppelsdorf, Keſſenich, Endenich 
und Dottendorf 9 Stadtverordnete, und zwar je ein Drittel für jede Abteilung. 

Die Wahlen finden in den beiden Wahlbezirken gleichzeitig ftatt. 

Von den in dem Wahlbezirke der Landgemeinden erſtmalig gewählten 
9 Stadtverordneten ſcheidet aus jeder Abteilung je einer nach zwei Jahren und 
je einer nach vier Jahren aus. 

Die Ausſcheidenden werden durch das Los beſtimmt. 

In dem Wahlbezirke der Landgemeinden erhält das für den Wahlbezirk 
der Stadtgemeinde Bonn geltende Ortsſtatut, betreffend die Bildung der Wähler⸗ 
abteilungen bei den Gemeindewahlen, vom 10. Januar 1901 keine Wirkſamkeit; 
vielmehr behält es für erſteren Bezirk bei den Beſtimmungen des Geſetzes vom 
30. Juni 1900 Geſetz-Samml. S. 185) fein Bewenden. 

Die erſten regelmäßigen Ergänzungswahlen zur Stadtverordnetenver⸗ 
ſammlung finden im November 1905 ſtatt. 


§ 6. 
Den gemäß $ von den Landgemeinden gewählten Stadtverordneten wird 
eine entſprechende Beteiligung an den ſtädtiſchen Kommiſſionen eingeräumt. 
Gegenwärtiger Vertrag wurde in zwei Exemplaren aufgenommen „genehmigt 
und unterſchrieben. 


Bonn, den 5. Auguſt 1903. 
Der Oberbürgermeiſter 

(L. S.) Spiritus. 
Poppelsdorf, den 5. Auguſt 1903. 

Der Bürgermeiſter 

J. V. 

Der Beigeordnete 

(L. S.) Lüder. 
Dottendorf, den 5. Auguſt 1903. 


Der Gemeindevorſteher von Dottendorf 
(L. S.) Fr. Mönkemöller. 


(Fr. 10511.) Geſetz, betreffend die Erweiterung des Stadtkreiſes Bochum. Vom 1. Juni 1904. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen ır. 


verordnen unter Zuſtimmung der beiden Häuſer des Landtags Unſerer Monarchie, 
was folgt: 
Einziger Paragraph. 
Die Landgemeinden Wiemelhauſen, Hamme, Hofſtede und Grumme 
werden vom 1. April 1904 ab, unter Abtrennung von dem Landkreiſe Bochum, 
mit der Stadtgemeinde und dem Stadtkreiſe Bochum nach Maßgabe der in den 


Anlagen unter Nr. Ibis IV abgedruckten Verträge vom 7/12. und 18. x, 
5 


vereinigt. 5 
Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 

Gegeben Berlin, Schloß, den 1. Juni 1904. 


(L. S.) Wilhelm. 


Gr. v. Bülow. Schönſtedt. Gr. v. Poſadowsky. v. Tirpitz. 
Frhr. v. Rheinbaben. Frhr. v. Hammerſtein. Möller. v. Budde. 


Anlage J. 
Vertrag. 


Für den Fall, daß die Vereinigung der Landgemeinde Wiemelhauſen mit der 
Stadt Bochum die Allerhöchſte Genehmigung erhält, ſoll der nachfolgende Ver- 
trag in Kraft treten: i e 

Zwiſchen der Stadt Bochum vertreten durch den Magiſtrat zu Bochum, 
dieſer handelnd auf Grund der Beſchlüſſe des Magiſtrats und der Stadt⸗ 
verordnetenverſamlung vom 14./17. Oktober und 31. Oktober 1902 einerſeits 
und der Landgemeinde Wiemelhauſen, vertreten durch den Amtmann Paul Booß 
zu Altenbochum und Gemeindevorſteher Wilhelm Schulte⸗Oſtermann zu Wiemel⸗ 
hauſen, letztere handelnd auf Grund des Beſchluſſes der Gemeindevertretung 
Wiemelhauſen vom 11. Juni 1902 andererſeits, iſt heute nachſtehender Vertrag 
abgeſchloſſen und urkundlich vollzogen worden. 


981. 
Die Stadt Bochum und die Landgemeinde Wiemelhauſen treten zu einer 
einzigen, unter einer Verwaltung ſtehenden Stadtgemeinde Bochum zuſammen. 


N 
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Es werden mithin alle Einwohner des erweiterten Stadtbezirkes, ſoweit nachſtehend 
nicht etwas Abweichendes beſtimmt iſt, hinſichtlich aller Rechte und Pflichten, 
welche mit der Gemeindeangehörigkeit verknüpft ſind, ſowie rückſichtlich der Be— 
nutzung der beiderſeitigen Gemeindeanſtalten einander gleichgeſtellt. 


2 


Das ſämtliche Vermögen der Stadt Bochum ſowie der Landgemeinde 
Wiemelhauſen wird bei der kommunalen Vereinigung in Aktiven und Paſſiven 
zu einem Ganzen verſchmolzen. Die vereinigte Stadtgemeinde tritt ſomit in alle 
privatrechtlichen Befugniſſe und Verbindlichkeiten der Einzelgemeinden Stadt 
Bochum und Wiemelhauſen als deren Rechtsnachfolgerin ein. 


§ 3. 

Mit dem Tage der Vereinigung übernimmt die Stadtverwaltung der ver- 
größerten Stadtgemeinde die Verwaltung der Gemeindeangelegenheiten in den 
jetzigen Einzelgemeinden Bochum und Wiemelhauſen. Die Stadtverwaltung der 
vereinigten Stadtgemeinde tritt in alle diejenigen Rechte und Pflichten ein, welche 
nach Geſetz oder auf Grund beſonderer Rechtstitel den Verwaltungen der Einzel⸗ 
gemeinden zustehen, beziehungsweiſe obliegen. 


84. 

Die in Bochum beſtehende Einrichtung des Geweindeweſens ſowie die 
daſelbſt geltenden Steuerordnungen, Ortsſtatute, Reglements, Polizeiverordnungen 
und Gemeindebeſchlüſſe erhalten in dem Wiemelhauſer Bezirke Wirkſamkeit, ſoweit 
nachſtehend nicht etwa Abweichendes beſtimmt wird. Der Erſte Bürgermeiſter von 
Bochum wird die zum Zwecke der Einführung erforderlichen Anordnungen treffen 
und verlieren mit dieſer Einführung die entſprechenden, jetzt in Wiemelhauſen 
geltenden Beſtimmungen ihre Kraft. 

§ 5. 

Es bleibt dem Gemeindevorſteher von Wiemelhauſen bis zum Tage der 
Vereinigung freie Entſchließung gewahrt, ob er in den Dienſt der Stadt Bochum 
als unbeſoldeter Beigeordneter (Magiſtratsmitglied) übertreten will oder nicht. 
Sollte derſelbe nicht gewillt ſein, das vorgenannte Amt zu bekleiden, ſo muß bis 
zu dem genannten Zeitpunkte von der bisherigen Gemeindevertretung von Wiemel⸗ 
hauſen für ſechs Jahre eine Erſatzwahl von einem Magiſtratsmitgliede vorgenommen 
werden. : 

§ 6. 


Mit dem Tage der Vereinigung erhöht ſich die Zahl der Stadtverordneten 
von Bochum um drei Mitglieder. Für das erſte Mal werden dieſe drei Stadt⸗ 
verordneten von der Gemeindevertretung in Wiemelhauſen aus ihrer Mitgliederzahl 
derart gewählt, daß ſich die Gewählten auf die drei Wählerabteilungen gleich⸗ 
mäßig verteilen. 
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Die Neuwahlen finden gleichzeitig mit den Stadtverordneten-Ergänzungs⸗ 
wahlen in Bochum ſtatt. Hierbei bildet die vergrößerte Stadtgemeinde einen 
einheitlichen, alle ſtimmberechtigten Wähler umfaſſenden Wahlbezirk. 


a 9 7 
Solange der Bezirk Wiemelhauſen nach Maßgabe der Beſtimmungen des 
$ 6 feine beſondere Vertretung findet, wird den dieſen Bezirk vertretenden Stadt— 
verordneten eine entſprechende Beteiligung bei den ſtändigen Ausſchüſſen der 
Stadtverordnetenverſammlung eingeräumt, derart, daß der Bezirk überall nach 
Verhältnis der Zahl ſeiner Stadtverordneten zu der des Bochumer Bezirkes, 
mindeſtens aber durch ein Mitglied vertreten ſein muß. 


§8. 

Die Stadt Bochum übernimmt die bei dem Ausſcheiden der Gemeinde 
Wiemelhauſen aus dem Amtsverbande Bochum II Süd in der Amts⸗ beziehungs⸗ 
weiſe Gemeindeverwaltung überflüſſig werdenden Beamten, ſoweit ſie das 
21. Lebensjahr vollendet haben, unter Bedingungen, die eine Verſchlechterung 
ihrer bisherigen Anſtellungs⸗ und Beſoldungsverhältniſſe ausſchließen und auch 
ihrer bisherigen Stellung und beruflichen Verwendung angemeſſen ſind. 

Die in der Stadt Bochum beſtehenden Gehaltsregulative finden auf ſämt⸗ 
liche von der Gemeinde Wiemelhauſen und dem Amte Bochum II Süd über⸗ 
nommenen Beamten Anwendung, wenn dieſelben auf Befragen ihr Einverſtändnis 
erklärt haben, anderenfalls bleiben ihre bisherigen Ordnungen auch ferner für fie 
maßgebend. Sollten die Beamten die Bochumer Gehaltsordnung anerkennen, 
aber jetzt ſchon ein höheres Gehalt beziehen, fo bleibt ihnen letzteres belaffen. 
Bezüglich ihrer Penſionierung und Witwen- und Waiſenverſorgung treten die 
Bochumer Statuten, ſoweit ſie günſtigeres enthalten, in Wirkſamkeit und ſoweit 
die Zugehörigkeit zu der Weſtfäliſchen Witwen- und Waiſenverſorgungskaſſe eine 
andere Regelung nicht notwendig macht. 

Beſonders wird hervorgehoben, daß ſich die Stadt Bochum verpflichtet, 
die Verwalterin des Armenhauſes, Witwe Juſtus Dietz, mit zu übernehmen. 


§ 9. 

Auch nach Vereinigung mit Bochum ſoll in Wiemelhauſen, ſüdlich der 
Ottoſtraße, für den ſüdlich der Ottoſtraße belegenen Gemeindebezirk ein Meldeamt 
und eine ordnungsmäßig eingerichtete Polizeiſtation ſowie eine Abfertigungsſtelle 
für Kranken⸗, Alters- und Invalidenverſicherungsangelegenheiten verbleiben. 

Zur Erhebung der Steuern ſollen Termine in Mittel⸗Wiemelhauſen, 
Brenſchede und Steinkuhl wie bisher angeſetzt werden. i 


$ 10. 
Die Stadt Bochum iſt verpflichtet, die vorhandenen und die noch ent- 
ſtehenden Straßen dauernd in dem bisherigen guten Zuſtande zu erhalten. 
Geſetz⸗Samml. 1904. (Nr. 10511.) 20 
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Um die Errichtung billiger Arbeiterwohnungen gemäß Miniſterialerlaß vom 
19. März 1901 nicht zu verhindern oder zu erſchweren, ſollen für den Bezirk 
ſüdlich der Waſſerſtraße die ortsſtatutariſchen Vorſchriften über den Ausbau von 
Straßen für die Dauer von zwölf Jahren dahin ermäßigt werden, daß an Stelle 
der ortsſtatutariſch vorgeſchriebenen Pflaſterung eine Chauſſierung der Strafen: 
fahrbahn als ausreichend erachtet wird. ö 


Se: 

Mit der Kanaliſation iſt den Vorflutverhältniſſen und dem Bedürfnis ent⸗ 
ſprechend vorzugehen. Möglichſt ſind zunächſt diejenigen Straßen zu kanaliſieren, 
welche im Zuſammenhange bebaut find, und ſolche, in welchen die Keller häufig 
durch Grundwaſſer überſchwemmt werden. 


8 
Die Stadt Bochum verpflichtet ſich, folgende Straßen mit Gas- und 
Waſſerleitung zu verſehen und die Straßenbeleuchtung einzurichten: 
1. innerhalb der nächſten vier Jahre: a 
a) die Straßen in ganz Ehrenfeld und das von Erlemann aufgelegte 
Terrain, 
b) die Ottoſtraße und den grünen Weg, letzteren nach erfolgtem 
Ausbau, 
e) Friedrichſtraße, 
d) Bochumerſtraße bis Markſtraße, 
e) Steinſtraße bis zur Kirchſtraße, 
1) Kirchſtraße, 
8) tunlichſt die Waſſerſtraße, zwiſchen Stein- und Friedrichſtraße 
2. In 6 weiteren Jahren tunlichſt: 
a) Heinrichſtraße, 
b) Steinſtraße ſüdlich der Kirchſtraße, 
) Markſtraße, 
d) Oſtſtraße, 
e) die übrigen Straßen nach Bedürfnis. 


§ 13. 


Die Stadt Bochum verpflichtet ſich, innerhalb eines Jahres nach erfolgter 
Eingemeindung im Bezirke Rechen einen eigenen Wochenmarkt einzurichten. 


ä § 14. 

Die Stadt Bochum verpflichtet ſich, nach Eingemeindung ein Ortsſtatut 
zu erlaſſen, nach welchem der Schlachthauszwang innerhalb des Bezirkes Wiemel⸗ 
hauſen ſofort eingeführt werden ſoll. 5 Er 
Für den füdlich der Waſſerſtraße gelegenen Teil ſoll für das nicht gewerbs⸗ 
mäßige Schlachten, der Schlachthauszwang erſt nach 12 Jahren eingeführt werden. 
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Der vorhandene Friedhof bleibt beſtehen und muß nach Bedarf er⸗ 
weitert werden. 

Die bisherigen alten Preiſe zur Erlangung von Privat⸗Familiengruften 
bleiben für die Eingeſeſſenen des Bezirkes Wiemelhauſen ſo lange beſtehen, wie 
der jetzt vorhandene Friedhof noch Plätze abgeben kann. 

Bochum, den 7. Februar 1903. 


Der Magiſtrat. 


(L. S.) Graff. Held. 
Altenbochum und Wiemelhauſen, den 12. Februar 1903. 
Der Amtmann. Der Gemeindevorſteher. 


(L. S.) Booß. (L. S.) Schulte. 


Aulage II. 
Vertrag. dan 


Für den Fall, daß die Vereinigung der Landgemeinde Hamme mit der Stadt 
Bochum die Allerhöchſte Genehmigung erhält, ſoll der nachfolgende Vertrag in 
Kraft treten: N 

Zwiſchen der Stadt Bochum, vertreten durch den Erſten Bürgermeiſter zu 
Bochum, dieſer handelnd auf Grund der Beſchlüſſe des Magiſtrats und der 
Stadtverordnetenverſammlung vom 16. Februar 1904 einerſeits und der Land⸗ 
gemeinde Hamme, vertreten durch den Amtmann Ibing und Gemeindevorſteher 
Schade zu Hamme, letztere handelnd auf Grund des Beſchluſſes der Gemeinde⸗ 
vertretung Hamme vom 12. Februar 1904 andererſeits, iſt heute nachſtehender 
Vertrag abgeſchloſſen und urkundlich vollzogen worden. 


981. 5 

Die Stadt Bochum und die Landgemeinde Hamme treten zu einer einzigen, 
unter einer Verwaltung ſtehenden Stadtgemeinde Bochum zuſammen. Es werden 
mithin alle Einwohner des erweiterten Stadtbezirkes, ſoweit nachſtehend nicht etwas 
Abweichendes beſtimmt iſt, hinſichtlich aller Rechte und Pflichten, welche mit der 
Gemeindeangehörigkeit verknüpft find, ſowie rückſichtlich der Benutzung der beider⸗ 
ſeitigen Gemeindeanſtalten einander gleichgeſtellt. a 

20° 


Der bisherige Bezirk der Landgemeinde Hamme erhält nach der Einge— 
meindung die Bezeichnung Bochum. 


2 
Das ſämtliche Vermögen der Stadt Bochum ſowie der Landgemeinde 
Hamme wird bei der kommunalen Vereinigung in Aktiven und Paſſiven zu 
einem Ganzen verſchmolzen. Die vereinigte Stadtgemeinde tritt ſomit in alle 
privatrechtlichen Befugniſſe und Verbindlichkeiten der Einzelgemeinden Stadt 
Bochum und Hamme als deren Rechtsnachfolgerin ein. 


§ 3. 

Mit dem Tage der Vereinigung übernimmt die Stadtverwaltung der ver— 
größerten Stadtgemeinde die Verwaltung der Gemeindeangelegenheiten in den 
jetzigen Einzelgemeinden Bochum und Hamme. Die Stadtverwaltung der ver— 
einigten Stadtgemeinde tritt in alle diejenigen Rechte und Pflichten ein, welche 
nach Geſetz oder auf Grund beſonderer Rechtstitel den Verwaltungen der Einzel⸗ 
gemeinden zuſtehen beziehungsweiſe obliegen. 


§ 4. 

Die in Bochum beſtehende Einrichtung des Gemeindeweſens ſowie die 
daſelbſt geltenden Steuerordnungen, Ortsſtatute, Reglements, Polizeiverordnungen 
und Gemeindebeſchlüſſe erhalten in dem Hammer Bezirke Wirkſamkeit, ſoweit nach- 
ſtehend nicht etwas Abweichendes beſtimmt wird. 

Der Erſte Bürgermeiſter von Bochum wird die zum Zwecke der Ein— 
führung erforderlichen Anordnungen treffen und verlieren mit dieſer Einführung 
die entſprechenden, jetzt in Hamme geltenden Beſtimmungen ihre Kraft. 

Die in Gemäßheit des für die Gemeinde Hamme beſtehenden Ortsſtatuts 
ausgebauten Straßen werden von der Stadtgemeinde Bochum übernommen, 
ebenſo die auf Grund des Ortsſtatuts konzeſſionierten Straßen, ſobald der Orts— 
ſtatutariſche Ausbau bewirkt iſt. 

§ 5. 

Der Amtmann Ibing wird als beſoldetes Magiſtratsmitglied im Dienſte 
der Stadtgemeinde angeſtellt. Die Anſtellungsbedingungen werden durch einen 
beſonderen Nachtragsvertrag feſtgelegt. d 

Der erſte Amtsbeigeordnete tritt in den Dienſt der Stadt Bochum als 
unbeſoldetes Magiſtratsmitglied für 6 Jahre über. 


N § 6. 

Mit dem Tage der Vereinigung erhöht ſich die Zahl der Stadtverordneten 
von Bochum um 3 Mitglieder. Für das erſte Mal werden dieſe 3 Stadt⸗ 
verordneten von der Gemeindevertretung in Hamme aus ihrer Mitgliederzahl für 
den Zeitraum von 6 Jahren gewählt. | 


wendig macht. 
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Die Neuwahlen finden gleichzeitig mit den Stadtwerordneten- Ergänzungs- 
wahlen in Bochum ſtatt. Hierbei bildet die vergrößerte Stadtgemeinde einen 
einheitlichen, alle ſtimmberechtigten Wähler umfaſſenden Wahlbezirk. 


§7. 

Solange der Bezirk Hamme nach Maßgabe der Beſtimmungen des § 6 
feine beſondere Vertretung findet, wird den dieſen Bezirk vertretenden Stadt⸗ 
verordneten eine entſprechende Beteiligung bei den ſtändigen Ausſchüſſen der 
Stadtverordnetenverſammlung eingeräumt, derart, daß der Bezirk überall nach 
Verhältnis der Zahl ſeiner Stadtverordneten zu der des Bochumer Bezirkes, 
mindeſtens aber durch ein Mitglied vertreten ſein muß. 


§8. 

Die Stadt Bochum übernimmt die in der Amts- beziehungsweiſe Gemeinde— 
verwaltung angeſtellten Beamten, ſoweit ſie das 21. Lebensjahr vollendet haben, unter 
Bedingungen, die eine Verſchlechterung ihrer bisherigen Anſtellungs- und Be— 
ſoldungsverhältniſſe ausſchließen und auch ihrer bisherigen Stellung und beruf— 
lichen Verwendung angemeſſen ſind. 

Die in der Stadt Bochum beſtehenden Gehaltsregulative finden auf 
ſämtliche von dem Amte Hamme übernommenen Beamten Anwendung, wenn 
dieſelben auf Befragen ihr Einverſtändnis erklärt haben, andernfalls bleiben ihre 
bisherigen Ordnungen auch ferner für ſie maßgebend. Sollten die Beamten die 
Bochumer Gehaltsordnung anerkennen, aber jetzt ſchon ein höheres Gehalt be— 
ziehen, ſo bleibt ihnen letzteres belaſſen. Bezüglich ihrer Penſionierung und 
Witwen- und Waiſenverſorgung treten die Bochumer Statuten, ſoweit fie 
günſtigeres enthalten, in Wirkſamkeit und ſoweit die Zugehörigkeit zu der Weſt— 
fäliſchen Witwen- und Waiſenverſorgungskaſſe eine andere Regelung nicht not— 


$ 9. 

Auch nach der Vereinigung mit Bochum ſoll in Hamme ein Meldeamt 
und eine ordnungsmäßig eingerichtete Polizeiſtation ſowie eine Abfertigungsſtelle 
für Kranken-, Alters- und Invalidenverſicherungsangelegenheiten verbleiben. 

Zur Erhebung der Steuern ſollen Hebetermine wie bisher angeſetzt werden. 


§ 10. 

Die Stadt Bochum iſt verpflichtet, die vorhandenen und noch entſtehenden 
Straßen dauernd in dem bisherigen guten Zuſtande zu erhalten. 

Der Ausbau der Straßen, worüber die Verhandlungen ſeitens der Ge— 
meinde abgeſchloſſen find beziehungsweiſe abgeſchloſſen werden, wird bewerfftelligt 
und kann die Gemeinde Hamme vor der Eingemeindung das Erforderliche zur 
Vergebung der Arbeiten und Lieferungen im Einverſtändniſſe mit der Stadt 
Bochum veranlaſſen und die erforderlichen Geldmittel durch Aufnahme von durch 
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die höheren Behörden zu genehmigenden Anleihen auf 15 jährige, Amortiſation 
beſchaffen. N 85 5 
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Mit der Kanaliſation iſt den Vorflutverhältniſſen und dem Bedürfnis 
entſprechend unter tunlichſter Berückſichtigung des für die Gemeinde Hamme 
bereits genehmigten und teilweiſe in der Ausführung begriffenen Kanaliſations⸗ 
projekts vorzugehen. Möglichſt ſind zunächſt diejenigen Straßen zu kanaliſieren, 
welche im Zuſammenhang bebaut ſind und ſolche, in welchen die Keller häufig 
durch Grundwaſſer überſchwemmt werden. 


8 12. | | 

Die Stadt Bochum verpflichtet ſich, folgende Straßen mit Gas zu ver⸗ 
ſehen und die Straßenbeleuchtung einzurichten: 

J. die Hernerſtraße, ſoweit dieſelbe in der Gemeinde Hamme liegt, 

2. die Dorſtenerſtraße in der Strecke zwiſchen der Gerlingſchen Villa und 

der Stadtgrenze. i 
$ 13. 

Die Stadt Bochum verpflichtet ſich, nach Bedürfnis im Bezirke Hamme 

einen eigenen Wochenmarkt einzurichten. Heat 


§ 14. i 

Die Stadt verpflichtet ſich, die Regulierung des Maarbaches baldmöglichſt 

auszuführen. Zu den Regulierungskoſten follen Anlieger, welche weder zur Ver⸗ 

unreinigung des Baches noch zur Verſchlechterung der Vorflut beigetragen haben, 
nicht zu Beiträgen herangezogen werden. 


8 15. 


In der jetzigen Gemeinde Hamme erhalten die beiden Kirchengemeinden 


Zuſchüſſe aus der Gemeindekaſſe, die ſich auf 0/80 Mark für jeden evangeliſchen 
oder katholiſchen Einwohner belaufen. Dieſe Zuſchüſſe ſollen in Wegfall kommen. 


$ 16, 

Der vorhandene Friedhof bleibt beſtehen und muß nach Bedarf, ſoweit 
das der Gemeinde Hamme gehörige Gelände ausreicht, erweitert werden. Bei 
weiterem Bedarf iſt im alten Bezirke Hamme ein neuer Friedhof anzulegen. Es 
bleibt jedoch der Stadt vorbehalten, Teile anderer Gemeinden auf den Hammer 
Friedhof zu verweiſen. 

Die bisherigen alten Preiſe zur Erlangung von Privat⸗Familiengruften 
bleiben für die Eingeſeſſenen des Bezirkes Hamme ſolange beſtehen, wie der jetzt 
vorhandene Friedhof noch Plätze abgeben kann. A 0170590 


nun 
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Der Schlachthauszwang ſoll ſofort nach der Eingemeindung für den ganzen 
Gemeindebezirk Hamme eingeführt werden; für das nicht gewerbsmäßige Schlachten 
erſt nach 5 Jahren in demjenigen Bezirke von Häuſern, welche an der jetzigen 
Haider, Unteren Haideſtraße und Weſtſtraße errichtet find. 
eee e n ee gen e 5 
Die Stadt Bochum ſcheidet aus dem Garantieverbande der Amtsſparkaſſe 
aus und verzichtet damit auf die aus der Zugehörigkeit der Gemeinden Hamme, 
Grumme und Hofſtede zum Sparkaſſenverband erwachſenden Rechte unter der 
Bedingung, daß die auf die Steuerkraft dieſer Gemeinden entfallenden Überſchüſſe 
den Reſtämtern Hofſtede und Harpen ſolange vorab zur Verfügung geſtellt 
werden, bis im ganzen erhalten haben: f 
das Reſtamt Hofſtede die Summe von . 50 000 Mark, 
das Reſtamt Harpen die Summe von.. 30000 Mark. 


Bochum⸗Hamme, den 18. Februar 1904. 


Der Magiſtrat. Namens der Gemeinde Hamme. 


ES Gr ; Gr mann. Der Amtmann. Der Gemeinde-⸗Vorſteher. 
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Vertrag. 


Für den Fall, daß die Vereinigung der Landgemeinde Hofſtede mit der Stadt 
Bochum die Allerhöchſte Genehmigung erhält, ſoll nachfolgender Vertrag in 
Kraft treten. ö 

le: 


Vom 1. April 1904 ab wird die Landgemeinde Hofſtede mit der Stadt 
gemeinde Bochum vereinigt. 
8 2. 


b Mit dem Tage der Vereinigung übernimmt die Stadt Bochum ſämtliche 
Rechte und Verpflichtungen, Vermögen und Schulden der Gemeinde Hofſtede; 
insbeſondere tritt die Stadt Bochum in den von der Zivilgemeinde Hofſtede mit, 
der katholiſchen und evangeliſchen Kirchengemeinde Hofſtede abgeſchloſſenen 
30 jährigen Vertrag, wonach den Kirchengemeinden 1 Mark pro Kopf ihrer An⸗ 
gehörigen pro Jahr aus der Gemeindekaſſe vergütet werden ſoll, ein, behält ſich 


aber das Recht vor, dieſe Auflagen durch eine Zahlung an die beiden Kirchen⸗ 
gemeinden von zuſammen 165.000 Mark, auf Wunſch der Stadt ratenweiſe, 
abzulöſen, und zwar in vier Quartalsraten. 


Saas e 
Die für Hofftede erlaſſenen Ortsſtatute, Steuerordnungen, Reglements und 
Polizeiverordnungen bleiben einweilen in Kraft, bis ſie im ordnungsmäßigen Wege 
aufgehoben werden. 
§ 4. 


Ein unbeſoldetes Magiſtratsmitglied wird das erſte Mal für ſechs Jahre 
von der Gemeindevertretung von Hofſtede für den Fall der Eingemeindung gewählt. 


§ 5. 

Bis zum Jahre 1910 entfallen auf Hofſtede mindeſtens drei Stadt⸗ 
verordnete, welche das erſte Mal von der Gemeindevertretung aus den drei 
Wählerklaſſen gewählt werden. Die Neuwahlen finden für den ganzen Stadt: 
bezirk gemeinſam ſtatt. 

Bis zum Jahre 1910 ſteht dem Bezirke Hofſtede auch in den ſtädtiſchen 
Ausſchüſſen eine Vertretung durch mindeſtens ein Mitglied zu. 


§ 6. 

Die zur Zeit der Vereinigung im Dienſte der Gemeinde Hofſtede ſtehenden 
Beamten ſowie die Lehrperſonen gehen von dieſem Zeitpunkt an mit ihren 
Dienſteinkommen und ihren Anſprüchen auf Ruhegehalt und Hinterbliebenen— 
verſorgung in den Dienſt der erweiterten Stadtgemeinde über. Soweit die dieſen 
Perſonen in Bochum gleichſtehenden Beamten und Lehrperſonen höhere Ein— 
nahmen beziehen, haben die zu übernehmenden Beamten und Lehrperſonen dieſelbe 
Vergünſtigung, ſofern ſie auf Befragen erklären, daß ſie die Bochumer Gehalts— 
ordnungen als für ſie maßgebend anerkennen. 


Sera 
Die Art der Beſteuerung ſoll in der zukünftigen erweiterten Stadtgemeinde 
mit folgenden Ausnahmen gleich fein.: 

a) Der Friedhof Hofſtede-Riemke ſoll, ſolange er ausreicht, für die Be— 
gräbniſſe aus Hofſtede weiter benutzt werden. Zur Friedhofsdeputation 
werden 3 Einwohner von Hofſtede gewählt. Beſondere Beiträge für 
die Inſtandhaltung des Friedhofs dürfen von den Einwohnern von 
Hofſtede nicht gehoben werden. f 

bp) Die jetzt in der Gemeinde Hofſtede Steuerpflichtigen ſowie deren Nach⸗ 
kommen und erſten Rechtsnachfolger im Erbgange zahlen, ſolange ſie 
im jetzigen Bezirke Hofſtede wohnen, bis zum 1. April 1912 an 
Kommunalſteuer nicht mehr als 200 Prozent der ſtaatlich veranlagten 
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Einkommenſteuer, Grund- und Gebäudeſteuer. Wird die eine oder 
andere Steuerart von der erweiterten Stadtgemeinde mit geringeren 
Steuerzuſchlägen belaſtet, ſo kommen auch für den Bezirk Hofſtede 
dieſe minderen Sätze zur Erhebung. 


§ 8. 

Der Gemeinde Hofſtede wird folgendes zugeſtanden: 

1. Die von der Gemeinde Hofſtede beſchloſſenen, in der Anlage genannten 
Wegebauten, Kanalbauten, Straßenbeleuchtungen und die Rohrnetze 
für Waſſerverſorgung durch das ſtädtiſche Waſſerwerk ſind innerhalb 
2 Jahren ſeitens der erweiterten Stadtgemeinde auszuführen. 

2 Der Schlachthauszwang für die gewerbsmäßigen Schlachtungen tritt 
ſofort nach der Eingemeindung, für Privatſchlachtungen erſt mit dem 
1. April 1909 für den Bezirk der Gemeinde Hofſtede in Kraft. 

Das Meldeamt ſoll in Hofſtede beſtehen bleiben. 

Die Steuerhebetermine ſollen wie bisher in Hofſtede abgehalten werden. 

Auf die Dauer von 5 Jahren vom Beginne der Eingemeindung ab 
wird in dem Bezirke Hofſtede eine Gebühr für Straßenreinigung für 
chauſſierte Straßen und Straßenteile, ſolange dieſe nicht bis zu einem 
Drittel der Baulänge bebaut ſind, nicht gehoben. 
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SEE 
Die Stadt Bochum ſcheidet aus dem Garantieverbande der Amtsſparkaſſe 
aus und verzichtet damit auf die aus der Zugehörigkeit der Gemeinden Hamme, 
Grumme und Hofſtede zum Sparkaſſenverbande erwachſenden Rechte unter der 
Bedingung, daß die auf die Steuerkraft dieſer Gemeinden entfallenden Uberſchüſſe 
den Reſtämtern Hofſtede und Harpen ſo lange vorab zur Verfügung geſtellt 
werden, bis im ganzen erhalten haben: 
das Reſtamt Hofſtede die Summe von... 50 000 Mark, 
das Reſtamt Harpen die Summe von ... 30 000 Mark. 


8 10. 
Sollte die Vereinigung der Gemeinden noch nicht zum 1. April 1904 
ſtattfinden können, ſo kann durch Geſetz oder Königliche Verordnung ein anderer 
Zeitpunkt für die Vereinigung feſtgeſetzt werden. Geſchieht dies, ſo tritt überall, 
wo in dieſem Vertrage vom 1. April 1904 die Rede iſt, an deſſen Stelle der 
anderweit feſtgeſetzte Zeitpunkt. 
Bochum⸗Hofſtede, den 18. Februar 1904. 


Der Magiſtrat. 
(. S.) Graff. Großmann. 


Namens der Gemeinde Hofſtede. 
(L. S.) Wyneken, (. S.) C. Blekmann, 


ER Amtmann. ſtellvertretender Gemeindevorſteher. 
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Anlage zu § 8 des Eingemeindungsvertrags zwifchen der Stadt Bochum und 
der Landgemeinde Hofſtede vom 18. Februar 1904. 


Juſammenſtellung 


der von der Gemeinde Hofſtede beſchloſſenen Wege-, Bürgerfteig- und Kanalbauten: 
1. Wegebauten: 
Ausbau der Eickelerſtraße, 
Ausbau der Bleckſtraße, 
Ausbau der Grummerſtraße, 
Ausbau der Hofſtederſtraße, 
2. Bürgerſteiganlage der Hernerſtraße, 
3. Kanalbauten 
in der Bleckſtraße, 
in der Hernerſtraße, 
in der Bismarckſtraße. 
Bochum⸗Hofſtede, den 18. Februar 1904. 


Der Magiſtrat. 
(L. S.) Graff. Großmann. 


Namens der Gemeinde Hofſtede. 
(L. S.) Wyneken, (L. S.) C. Blekmann, 


Amtmann. ſtellvertretender Gemeindevorſteher. 


Aulage IV. 


Vertrag. 


Für den Fall, daß die Vereinigung der Landgemeinde Grumme mit der Stadt 
Bochum die Allerhöchſte Genehmigung erhält, ſoll der nachfolgende Vertrag in 
Kraft treten: 

Zwiſchen der Stadt Bochum, vertreten durch den Erſten Bürgermeiſter 
zu Bochum, dieſer handelnd auf Grund der Beſchlüſſe des Magiſtrats und der 
Stadtverordnetenverſammlung vom 16. Februar 1904 einerſeits und der Land⸗ 
gemeinde Grumme, vertreten durch den Amtmann und Gemeindevorſteher zu 
Grumme, letztere handelnd auf Grund des Beſchluſſes der Gemeindevertretung 


vom 16. Februar 1904 andererſeits, iſt heute nachſtehender Vertrag abgeſchloſſen 
und urkundlich vollzogen worden. 
8 1. 


Die Stadt Bochum und die Landgemeinde Grumme treten zu einer einzigen, 
unter einer Verwaltung ſtehenden Stadtgemeinde Bochum zuſammen. Es werden 
mithin alle Einwohner des erweiterten Stadtbezirkes ſoweit nachſtehend nicht 
etwas Abweichendes beſtimmt iſt, hinſichtlich aller Rechte und Pflichten, welche 
mit der Gemeindeangehörigkeit verknüpft ſind, ſowie rückſichtlich der Benutzung 
der beiderſeitigen Gemeindeanſtalten einander gleichgeſtellt. 

Der bisherige Bezirk der Landgemeinde Grumme erhält nach der Ein— 
gemeindung die Bezeichnung Bochum. . 


82. 

Das ſämtliche Vermögen der Stadt Bochum ſowie der Landgemeinde 
Grumme wird bei der kommunalen Vereinigung in Aktiven und Paſſiven zu 
einem Ganzen verſchmolzen. Die vereinigte Stadtgemeinde tritt ſomit in alle 
privatrechtlichen Befugniſſe und Verbindlichkeiten der Einzelgemeinden Stadt 
Bochum und Grumme als deren Rechtsnachfolgerin ein. 


§ 3. 

Mit dem Tage der Vereinigung übernimmt die Stadtverwaltung der vers 
größerten Stadtgemeinde die Verwaltung der Gemeindeangelegenheiten in den 
jetzigen Einzelgemeinden Bochum und Grumme. Die Stadtverwaltung der ver⸗ 
einigten Stadtgemeinde tritt in alle diejenigen Rechte und Pflichten ein, welche 
nach Geſetz oder auf Grund beſonderer Rechtstitel den Verwaltungen der Einzel⸗ 
gemeinden zuſtehen beziehungsweiſe obliegen. 

8 4. 

Die in Bochum beſtehende Einrichtung des Gemeindeweſens ſowie die daſelbſt 
geltenden Steuerordnungen, Ortsſtatute, Reglements, Polizeiverordnungen und 
Gemeindebeſchlüſſe erhalten in dem Grummer Bezirke Wirkſamkeit, ſoweit nicht 
der diesbezügliche mit der Stadt Bochum abgeſchloſſene Nebenvertrag Abweichendes 
beſtimmt. 

N Der Erſte Bürgermeiſter von Bochum wird die zum Zwecke der Ein⸗ 
führung erforderlichen Anordnungen treffen und verlieren mit dieſer Einführung 
die entſprechenden, jetzt in Grumme geltenden Beſtimmungen ihre Kraft. 

Die in Gemäßheit des für die Gemeinde Grumme beſtehenden Ortsſtatuts 
ausgebauten Straßen werden von der Stadtgemeinde Bochum übernommen, 
ebenſo die auf Grund des Ortsſtatuts konzeſſionierten Straßen, ſobald der orts⸗ 
ſtatutariſche Ausbau bewirkt iſt. 9 5 


Es bleibt dem Gemeindevorſteher von Grumme bis zum Tage der 
Vereinigung freie Entſchließung gewahrt, ob er in den Dienſt der Stadt Bochum 
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als unbeſoldetes Magiſtratsmitglied übertreten will oder nicht. Sollte derſelbe 
das vorgenannte Amt jetzt oder ſpäter aus irgend einem Grunde nicht ausüben 
können oder wollen, ſo tritt an ſeine Stelle für den Reſt ſeiner ſechsjährigen 
Funktionsperiode der gegenwärtige ſtellvertretende Gemeindevorſteher. 


§ 6. 

Mit dem Tage der Vereinigung erhöht ſich die Zahl der Stadtverordneten 
von Bochum um 2 Mitglieder. Für das erſte Mal werden dieſe 2 Stadt⸗ 
verordneten von der Gemeindevertretung Grumme aus ihrer Mitgliederzahl 
gewählt. 5 
5 Die Neuwahlen finden gleichzeitig mit den Stadtverordneten-Ergänzungs⸗ 
wahlen in Bochum ſtatt. Hierbei bildet die vergrößerte Stadtgemeinde einen 
einheitlichen, alle ſtimmberechtigten Wähler umfaſſenden Wahlbezirk. 


i SET. 

Solange der Bezirk Grumme nach Maßgabe der Beſtimmungen des 986 
ſeine beſondere Vertretung findet, wird den dieſen Bezirk vertretenden Stadt: 
verordneten eine entſprechende Beteiligung bei den ſtändigen Ausſchüſſen der 
Stadtverordnetenverſammlung eingeräumt, derart, daß der Bezirk überall nach 
Verhältnis der Zahl ſeiner Stadtverordneten zu der des Bochumer Bezirkes, 
mindeſtens aber durch ein Mitglied vertreten ſein muß. 


§ 8. 

Die Stadt Bochum übernimmt die in der Amts— beziehungsweiſe Gemeinde— 
verwaltung angeſtellten Beamten, ſoweit ſie das 21. Lebensjahr vollendet haben, 
unter Bedingungen, die eine Verſchlechterung ihrer bisherigen Anftellungs- und 
Beſoldungsverhältniſſe ausſchließen und auch ihrer bisherigen Stellung und be— 
ruflichen Verwendung angemeſſen ſind. N 

Bezüglich der vom Amte abzugebenden beziehungsweiſe von der Stadt zu 
übernehmenden Beamten ſind vor Inkrafttreten der Eingemeindung beſondere 
Verträge abzuſchließen. 

Die in der Stadt Bochum beſtehenden Gehaltsregulative finden auf ſämt⸗ 
liche von dem Amte Harpen übernommenen Beamten Anwendung, wenn dieſelben 
auf Befragen ihr Einverſtändnis erklärt haben, andernfalls bleiben ihre bisherigen 
Ordnungen auch ferner für ſie maßgebend. Sollten die Beamten die Bochumer 
Gehaltsordnung anerkennen, aber jetzt ſchon ein höheres Gehalt beziehen, ſo bleibt 
ihnen letzteres belaſſen. Bezüglich ihrer Penſionierung und Witwen- und Waiſen⸗ 
verſorgung treten die Bochumer Statuten, ſoweit ſie günſtigeres enthalten, in 
Wirkſamkeit und ſoweit die Zugehörigkeit zu der Weſtfäliſchen Witwen- und 
Waiſenverſorgungskaſſe eine andere Regelung nicht notwendig macht. 

EEE 

Auch nach der Vereinigung mit Bochum ſoll in Grumme ein Meldeamt 
und eine ordnungsmäßig eingerichtete Polizeiſtation verbleiben. 

Zur Erhebung der Steuern ſollen Hebetermine wie bisher angeſetzt werden. 
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Die Stadt Bochum iſt verpflichtet, die vorhandenen und noch entſtehenden 
Straßen dauernd in dem bisherigen guten Zuſtande zu erhalten. 


§ 11. 


Mit der Kanaliſation iſt den Vorflutverhältniſſen und dem Bedürfnis ent⸗ 
ſprechend vorzugehen. 

Möglichſt ſind zunächſt diejenigen Straßen zu kanaliſieren, welche im Zu— 
ſammenhange bebaut ſind und ſolche, in welchen die Keller häufig durch Grund— 
waſſer überſchwemmt werden. 5 

§ 12. 


Die Stadt Bochum verpflichtet ſich innerhalb des Jahres 1904 folgende 
Straßen mit Gas zu verſehen und die Straßenbeleuchtung einzurichten: 
1. verlängerte Bergſtraße bis zur Hofſtedergrenze, 
2. Tippelsbergerweg, 
Hochſtraße (alte Bergſtraße) bis zur Hiltropergrenze, 
verlängerte Kirchſtraße bis zum Rottmannsweg, 
Heckertsweg, 
„Zechenweg (Harpener Kolonie). 
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§ 13. 


Die Stadt Bochum verpflichtet ſich, nach Bedürfnis im Bezirke Grumme 
einen eigenen Wochenmarkt einzurichten. i 


§ 14. 

Der vorhandene Friedhof bleibt beſtehen und muß nach Bedarf, ſoweit 
das der Gemeinde Grumme gehörige Gelände ausreicht, erweitert werden. Bei 
weiterem Bedarf iſt im alten Bezirke Grumme ein neuer Friedhof anzulegen. Es 
bleibt jedoch der Stadt vorbehalten, Teile anderer Gemeinden auf den Grummer 
Friedhof zu verweiſen. 

Die bisherigen alten Preiſe zur Erlangung von Privat⸗Familiengruften 
bleiben für die Eingeſeſſenen des Bezirkes Grumme ſo lange beſtehen, wie der jetzt 
vorhandene Friedhof noch Plätze abgeben kann. f 


§ 15. 


Die Stadt Bochum ſcheidet aus dem Garantieverbande der Amtsſparkaſſe 
aus und verzichtet damit auf die aus der Zugehörigkeit der Gemeinden Hamme, 
Grumme und Hofſtede zum Sparkaſſenverband erwachſenden Rechte unter der 
Bedingung, daß die auf die Steuerkraft dieſer Gemeinden entfallenden Überſchüſſe 
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den Reſtämtern Hofſtede und Harpen fo lange vorab zur Verfügung geſtellt 
werden, bis im ganzen erhalten haben: : 


das Neſtamt Hofftde............ 50 000 Mark, 
das Reſtamt Harpen 30 000 Mark. 
Bochum-Grumme, den 18. Februar 1904. 
Der Magiſtrat. Namens der Gemeinde Grumme. 
(L. S.) Graff. Großmann. (L. S.) von Köckritz, (L. S.) Helf. 
Amtmann. f 


Bekanntmachung. | 


Nach Vorſchrift des Geſetzes vom 10. April 1872 (Geſetz-Samml. S. 357) 
ſind bekannt gemacht: b 

1. der Allerhöchſte Eklaß vom 25. März 1904, durch welchen der Staats⸗ 
bauverwaltung die Befugnis verliehen worden iſt, zur Gewinnung und 
ordnungsmäßigen Ausbildung eines Ablagerungsplatzes für Baggermaſſen 
die Eigentums- und etwaigen ſonſtigen Rechte, welche an der zwiſchen 
dem fiskaliſchen Teile des Königspolder-Vorlandes und Watts, der Ems 
und dem Oberemſiſchen Deiche gelegenen Fläche ſowie an einer Deichſtrecke 
beſtehen, den Berechtigten im Wege der Enteignung zu entziehen, durch 
das Amtsblatt der Königl. Regierung zu Aurich Nr. 21 S. 143, aus⸗ 
gegeben am 20. Mai 1904 

2. das am 27. März 1904 Allerhöchſt vollzogene Statut für die Ent: und 
Bewäſſerungsgenoſſenſchaft zu Jawor-Guhre im Kreiſe Militſch durch 
das Amtsblatt der Königl. Regierung zu Breslau Nr. 20 S. 154, aus⸗ 
gegeben am 14. Mai 1904; f 

3. der Allerhöchſte Erlaß vom 3. April 1904, durch welchen genehmigt 
worden iſt, daß bei der durch die Staatsbauverwaltung erfolgenden Her⸗ 
ſtellung eines Oderdurchſtichs bei Dziergowitz im Kreiſe Coſel zur Ent⸗ 
ziehung und zur dauernden Beſchränkung des für dieſe Anlage in An⸗ 
ſpruch zu nehmenden Grundeigentums das Enteignungsverfahren in An⸗ 
wendung gebracht wird, durch das Amtsblatt der Königl. Regierung zu 
Oppeln Nr. 21 S. 151, ausgegeben am 20. Mai 1904, 

4. der Allerhöchſte Erlaß vom 3. April 1904, betreffend die Verleihung des 
Rechtes zur Chauſſeegelderhebung uſw. an den Chauſſee⸗Unterhaltungs⸗ 
verband Podleſie —Petrowitz-Emanuelsſegen im Kreiſe Pleß für die 
Chauſſee von Podleſie nach Emanuelsſegen, durch das Amtsblatt der 
1 Regierung zu Oppeln Nr. 21 S. 151, ausgegeben am 20. Mai 
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der Allerhöchſte Erlaß vom 5. April 1904, betreffend die Verleihung 


des Enteignungsrechts an die Stadtgemeinde Berlin behufs Erwerbung 
der zur Freilegung der Tile Wardenbergſtraße, der Jagowſtraße und 
der Straße 30 Abteilung VII des Bebauungsplans der Umgebungen 
Berlins erforderlichen Flächen, durch das Amtsblatt der Königl. Re⸗ 
gierung zu Potsdam und der Stadt Berlin Nr. 19 S. 194, ausgegeben 
am 13. Mai 1904; F 


das am 13. April 1904 Allerhöchſt vollzogene Statut für die Lichtenholz— 


Bruch⸗Genoſſenſchaft zu Hamminkeln im Kreiſe Rees durch das Amts— 
blatt der Königl. Regierung zu Düſſeldorf Nr. 20 S. 163, ausgegeben 
am 21. Mai 1904, f 


der Allerhöchſte Erlaß vom 15. April 1904, betreffend die Verleihung 


des Enteignungsrechts an die Verwaltung der Kaiſerlichen Marine zur 
Entziehung und zur dauernden Beſchränkung der zur weiteren Aus⸗ 
dehnung der Werftanlagen zu Kiel in der Gemarkung Wellingdorf 
im Landkreiſe Kiel in Anſpruch zu nehmenden Grundſtücke, durch das 
Amtsblatt der Königl. Regierung zu Schleswig Nr. 22 S. 205, aus: 
gegeben am 28. Mai 1904; 


das am 27. April 1904 Allerhöchſt vollzogene Statut für den Mittel 


bauer⸗Würdener Deichverband im St. Jürgenslande im Kreiſe Oſterholz 
durch das Amtsblatt der Königl. Regierung zu Stade Nr. 21 S. 159, 
ausgegeben am 20. Mai 1904; - 


das am 27. April 1904 Allerhöchſt vollzogene Statut für den Ritter⸗ 


huder⸗Niederender Deichverband im St. Jürgenslande im Kreiſe Oſter⸗ 
holz durch das Amtsblatt der Königl. Regierung zu Stade Nr. 21 
S. 161, ausgegeben am 20. Mai 1904; 

der am 29. April 1904 Allerhöchſt vollzogene Nachtrag zum Statute 
der Schmalfelder Aue-Wieſen-Meliorationsgenoſſenſchaft zu Bramſtedt 
im Kreiſe Segeberg vom 12. Oktober 1883 durch das Amtsblatt der 
Königl. Regierung zu Schleswig Nr. 22 S. 205, ausgegeben am 
28. Mai 1904, i 

der Allerhöchſte Erlaß vom 4. Mai 1904, betreffend die Verleihung des 
Enteignungsrechts an den Kreis Eckernförde zur Entziehung und zur 
dauernden Beſchränkung des zum Bau und Betrieb einer Kleinbahn von 
Eckernförde nach Owſchlag mit Abzweigung von Eckernförde nach dem 
dortigen Hafen in Anſpruch zu nehmenden Grundeigentums, durch das 
Amtsblatt der Königl. Regierung zu Schleswig Nr. 22 S. 205, aus⸗ 
gegeben am 28. Mai 1904. 


Nedigiert im Bureau des Staatsminiſteriums. 
Berlin, gedruckt in der Reichsdruckerei. 


